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Text 

Überleitungsausschuss – Errichtung 

§ 538v. (1) Für den Zeitraum 1. April 2019 bis 31. Dezember 2019 wird ein Überleitungsausschuss 
nach den für den Verwaltungsrat maßgeblichen Bestimmungen der §§ 420 ff. in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2018 gebildet. Die Mitglieder des Überleitungsausschusses dürfen 
keinem anderen Verwaltungskörper eines Versicherungsträgers oder des Hauptverbandes angehören. Die 
§§ 448 und 449 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2018 sind hinsichtlich des 
Überleitungsausschusses sinngemäß anzuwenden. 

(2) Im Fall der Verhinderung der im Abs. 1 genannten Versicherungsvertreter/innen kann eine 
Übertragung des Stimmrechtes nach § 420 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 100/2018 erfolgen. Im Übrigen finden für die Mitglieder des Überleitungsausschusses die 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die Versicherungsvertreter/innen in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2018 sinngemäß Anwendung. 

(3) Die Mitglieder des Überleitungsausschusses sind erstmals von der Bundesministerin für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz zur konstituierenden Sitzung so einzuladen, dass der 
Überleitungsausschuss ab 1. April 2019 seine Aufgaben und Obliegenheiten nach § 538w wahrnehmen 
kann. Mit seinem ersten Zusammentreten ist der Überleitungsausschuss konstituiert. In der 
konstituierenden Sitzung wählen die Mitglieder des Ausschusses aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n und 
eine/n Stellvertreter/in; das an Lebensjahren älteste Mitglied führt hierbei den Vorsitz. Der Ausschuss ist 
bei Anwesenheit der Hälfte der Mitglieder beschlussfähig. Er fasst seine Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit, sofern im § 432 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2018 nichts anderes 
bestimmt ist. Der Ausschuss wird vom Vorsitzenden/von der Vorsitzenden, bei dessen/deren 
Verhinderung vom seinem/ihrem Stellvertreter/seiner/ihrer Stellvertreterin einberufen. Der 
Überleitungsausschuss hat sich zur zweckmäßigen Erfüllung seiner Aufgaben auf Basis der von der 
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Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz zu erlassenden 
Mustergeschäftsordnung eine Geschäftsordnung zu geben. 

(4) Die Organisation der Bürogeschäfte des Überleitungsausschusses obliegt bis zur Bestellung des 
leitenden Angestellten der Österreichischen Gesundheitskasse (§ 538w Abs. 4) einem/einer von der 
Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen zu bestellenden/zu bestellender kommissarischen Leiter/in, der/die von den 
leitenden Angestellten der Gebietskrankenkassen (des Hauptverbandes) zu unterstützen ist. Für die 
Durchführung der Bürogeschäfte des Überleitungsausschusses sowie die Vorbereitungshandlungen der 
Zusammenführung der Versicherungsträger ist der kommissarische Leiter/die kommissarische Leiterin 
bzw. der/die bestellte leitende Angestellte ausschließlich dem Überleitungsausschuss verantwortlich. 
Der/Die kommissarische Leiter/Leiterin kann sich zur Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben der Infrastruktur 
der Gebietskrankenkassen (des Hauptverbandes) bedienen. Mit Bestellung des/der leitenden Angestellten 
der Österreichischen Gesundheitskasse geht diese Aufgabe auf diese/n über, wobei er/sie von den 
leitenden Angestellten der Gebietskrankenkassen (des Hauptverbandes) zu unterstützen ist. In den 
Angelegenheiten des § 538w sind die leitenden Angestellten der Gebietskrankenkassen an die Weisungen 
des kommissarischen Leiters/der kommissarischen Leiterin bzw. des/der bestellten leitenden Angestellten 
der Österreichischen Gesundheitskasse gebunden. 

(5) Der Überleitungsausschuss kann in der Zeit bis 31. Dezember 2019 Rechte und Pflichten für die 
Österreichische Gesundheitskasse begründen. Der Hauptverband hat diese Rechte und Pflichten bis 
31. Dezember 2019 wahrzunehmen. Der zur Ausführung der Tätigkeit des Überleitungssauschusses 
erforderliche sowie auf Grund seiner Beschlüsse anfallende Aufwand ist anteilsmäßig im Verhältnis der 
Anspruchsberechtigten der Gebietskrankenkassen zum Stichtag 1. Jänner 2018 zu tragen. Zur Ermittlung 
der jeweiligen Anteile sind diese Aufwendungen beim Hauptverband in einem eigenen Rechenkreis 
darzustellen. 
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